
Israels Krieg Israels Krieg 
stoppen!stoppen!

Aber wie?Aber wie?
Vorschläge für den Aufbau einer Massenbewegung  

und ein Programm gegen Unterdrückung
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mehr Infos und aktiv werden unter:

Mit jedem Tag, den der Krieg 
gegen Gaza fortschreitet, wird es 
schwerer die passenden Worte 
für die Gräuel zu finden, denen 
die Menschen ausgesetzt sind. 
Zehntausende Menschen wurden 
getötet, 1,9 Millionen wurden ver-
trieben. Die Offensive der IDF in 
Rafah droht diese Hölle auf Erden 
noch schlimmer zu machen. 

Doch auch die weltweiten Pro-
teste gegen Israels Krieg reißen 
nicht ab – und sie sind nicht ohne 
Wirkung. Die großen Proteste an 
US-amerikanischen Universitä-
ten und die bröckelnde Unterstüt-
zung für Biden spielten eine Rolle 
dabei, dass die USA angekündigt 
haben, bestimmte Waffenliefe-
rungen auszusetzen.

Seit Monaten gehen wir auch 
in Deutschland gegen den Krieg 

gegen Gaza und gegen die Repres-
sion gegen die Palästina-Solidari-
tät auf die Straße. Es ist wichtig, 
unsere Empörung und Wut laut-
stark hinauszuschreien und mit 
den Demonstrationen nicht nach-
zulassen. Gleichzeitig stellt sich 
die Frage, wie wir eine starke 
Massenbewegung der Solidarität 
mit den Menschen in Gaza und 
dem Westjordanland aufbauen 
können und wie der Kampf gegen 
Krieg, Besatzung, Belagerung und 
ethnische Säuberung gewonnen 
werden kann. Wir wollen unsere 
Vorschläge für ein sozialistisches 
Programm und eine Strategie zur 
Diskussion stellen.

Wem wir nicht vertrauen 
können

Es ist verständlich, dass viele 
Hoffnung in diejenigen Institu-

tionen und Staaten setzen, die 
sich gegen Israels Krieg und für 
eine Waffenruhe aussprechen, ob 
die UNO, die Regierungen mus-
limisch geprägter oder anderer 
Staaten des globalen Südens.

Die UNO zeigt sich jedoch wieder 
einmal machtlos, wenn sie sich 
auch nur ansatzweise gegen die 
Interessen der mächtigen westli-
chen Staaten stellt. Hunderte Re-
solutionen der UNO gegen Israel 
haben seit 1967 keine Wirkung 
gehabt und werden es auch in Zu-
kunft nicht haben. Viele haben 
verständlicherweise die Anklage 
gegen Israel und auch Deutsch-
land vor dem Internationalen Ge-
richtshof begrüßt, aber sie wird 
ohne konkrete Folgen für die Situ-
ation vor Ort bleiben. Wer sich auf 
diesen Club der kapitalistischen 
Regierungen und Diktatoren ver-
lässt, ist verloren.
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Auch die Machthaber der arabi-
schen Staaten oder des Irans und 
der Türkei handeln nicht aus So-
lidarität mit einem unterdrückten 
Volk, sondern vertreten nur ihre 
eigenen wirtschaftlichen und 
machtpolitischen Interessen. Was 
zum Beispiel Erdoğan von den 
nationalen Rechten unterdrück-
ter Völker hält, zeigt er täglich in 
Bezug auf das kurdische Volk. Die 
arabischen Herrscher waren und 
werden jederzeit bereit sein, die 
Interessen der Palästinenser*in-
nen zu verraten, wenn es ihren 
Interessen dient.

Wer kann den Krieg stoppen?
Die einzige Kraft, die den Krieg 

gegen Gaza stoppen und eine Be-
freiung der Palästinenser*innen 
erkämpfen kann, sind die Massen 
der arbeitenden und armen Bevöl-
kerung in Palästina, Israel und in-
ternational. Die Demonstrationen 
von Hunderttausenden in Ägyp-

ten, Jordanien, Kuwait, Tunesien 
und anderen arabischen Staaten, 
aber auch in anderen Teilen der 
Welt einschließlich der USA und 
Europa haben einen Eindruck da-
von gegeben, welche Supermacht 
die Arbeiter*innenklasse und die 
armen Massen weltweit darstel-
len. Gerade die Herrschenden in 
der arabischen Welt haben eine 
riesige Angst, dass sich solche 
Proteste in Solidarität mit den Pa-
lästinenser*innen schnell gegen 
sie richten können, wie das schon 
in Ägypten geschehen ist, und ei-
nen neuen „Arabischen Frühling“ 
auslösen könnten. Auch in Israel 
selbst nehmen die Proteste gegen 
Netanjahu und für Verhandlun-
gen zur Freilassung der Geiseln 
zu – was auch zeigt, dass die Ge-
sellschaft dort nicht homogen ist.

Wir sind der festen Überzeu-
gung, dass nur ein demokratisch 
von den palästinensischen Mas-
sen selbst geführter Kampf mit-

tels Massendemonstrationen, 
Streiks und breitem Widerstand 
gegen die Besatzung und Belage-
rung erfolgreich sein kann. Die 
erste Intifada (Arabisch für „Auf-
stand“) in der zweiten Hälfte der 
1980er Jahre war dafür ein Bei-
spiel. 

Programm, Organisierung 
und Strategie nötig

Doch ohne ein Programm und 
eine Strategie werden auch die 
größten Massenproteste nicht 
erfolgreich sein können. Ein er-
folgreicher Kampf gegen die Un-
terdrückung braucht außerdem 
Verbündete aus der Arbeiter*in-
nenklasse nicht nur in den ara-
bischen Staaten, sondern auch in 
den westlichen kapitalistischen 
Staaten und in Israel selbst.

Die Hamas vertritt kein Pro-
gramm und keine Strategie, die 
den Palästinenser*innen wirkli-
che Freiheit, Frieden und soziale 
Sicherheit bringen kann. Sie hat 
nicht nur immer wieder Protes-
te in Gaza unterdrückt, sondern 
ist auch eine pro-kapitalistische, 
arbeiter*innen- und frauenfeind-
liche Organisation. Durch terro-
ristische Angriffe auf israelisch-
jüdische Zivilist*innen wie am 7. 
Oktober bringt sie das palästinen-
sische Volk der Befreiung keinen 
Schritt näher – im Gegenteil, wie 
man im Moment sehen kann. Die 
Folge solcher Angriffe sind eine 
Stärkung des Nationalismus in 
der israelisch-jüdischen Bevölke-
rung und eine Schwächung der-
jenigen Kräfte in ihr, die gegen 
Besatzung, Belagerung, Krieg und 
Vertreibung eingestellt sind.

Für Arbeiter*inneneinheit 
und Sozialismus

Die Unterdrückung der Paläs-
tinenser*innen ist nicht von der 
Herrschaft von Kapitalismus und 
Imperialismus zu trennen. Israel 
ist der Vorposten des westlichen 
Imperialismus im Nahen Osten. 
Wie der heutige US-Präsident Joe 
Biden vor Jahren sagte: „Wenn es 
Israel nicht geben würde, müss-
ten wir es erfinden.“

Viele Menschen haben nach der 
schrecklichen Erfahrung des Ho-
locaust die Gründung eines jüdi-

	■ Sofortige Beendigung der An-
griffe auf Gaza und auf Paläs-
tinenser*innen im Westjor-
danland! Vollständiger Abzug 
der israelischen Streitkräfte!

	■ Sofortige Aufhebung der 
Blockade gegen Gaza! Schluss 
mit der Ausweitung israe-
lisch-jüdischer Siedlungen im 
Westjordanland!

	■ Für demokratisch organi-
sierte lokale Verteidigungs-
ausschüsse durch die sich die 
Menschen unabhängig von 
ihrer nationalen Zugehörig-
keit gegen Angriffe verteidi-
gen können

	■ Für die Freilassung aller 
Geiseln und politischer Gefan-
genen

	■ Für einen Massenkampf der 
Palästinenser*innen unter 
ihrer eigenen demokratischen 
Kontrolle, um für ihre Befrei-
ung zu kämpfen

	■ Für den Aufbau unabhängiger 
Arbeiter*innenparteien in Pa-
lästina und Israel und Verbin-
dungen zwischen ihnen

	■ Für einen unabhängigen, 

sozialistischen palästinen-
sischen Staat an der Seite 
eines sozialistischen Israels, 
mit zwei Hauptstädten in 
Jerusalem und garantierten 
demokratischen Rechten für 
alle Minderheiten, als Teil des 
Kampfes für einen sozialisti-
schen Nahen Osten

	■ Für einen Kampf der Massen 
der arabischen Staaten gegen 
die diktatorischen kapitalis-
tischen herrschenden Eliten 
und der iranischen Massen 
gegen das reaktionäre theo-
kratische Regime. Für eine 
freiwillige sozialistische Kon-
föderation des Nahen Ostens 

	■ Schluss mit den Waffenlie-
ferungen an Israel durch die 
Bundesregierung und westli-
che Staaten! 

	■ Das Recht auf Protest gegen 
die Kriegs- und Besatzungs-
politik des Staats Israel: Rück-
nahme des Verbots von paläs-
tinensischen Symbolen und 
Demonstrationsslogans! Nein 
zur Einschränkung demokra-
tischer Rechte!

Die Sol fordert:Die Sol fordert:



schen Staates unterstützt, in der 
Hoffnung ein solcher könne den 
Jüdinnen und Juden Schutz vor 
weiterer Verfolgung bieten. Mar-
xist*innen haben schon 1948 da-
rauf hingewiesen, dass ein durch 
Terror und Vertreibung errichteter 
Staat zu einer blutigen Falle für die 
Jüdinnen und Juden wird, was 
sich leider bewahrheitet hat. Doch 
dieser in seiner Verfasstheit ras-
sistische Staat hat über Jahrzehn-
te eine eigene Nation und Klas-
sengesellschaft hervor gebracht. 
Siebzig Prozent der Einwohner*in-
nen wurden in Israel geboren. Die 
breite Mehrheit der israelisch-jüdi-
schen Arbeiter*innen hat ebenso 
ein Interesse an einem Leben in 
Frieden und sozialer Sicherheit, 
wie es die Palästinenser*innen ha-
ben. Nicht sie profitieren von dem 
nationalen Konflikt, sondern die 
Herrschenden auf beiden Seiten, 
die „ihre“ Arbeiter*innenklassen 
durch den Verweis auf die äußere 
Bedrohung vom Klassenkampf für 
soziale Verbesserungen und gegen 
die eigenen Regierungen abhalten 
können.

Sozialistisches Programm
Wir treten deshalb für ein so-

zialistisches Programm ein, das 
die Interessen aller Arbeiter*in-
nen und armen Bäuer*innen im 
Nahen Osten, unabhängig von 
Nationalität und Religionszuge-
hörigkeit zum Ausdruck bringt 
und eine friedliche Einigung der 
Völker möglich macht.

Um ein solches Programm zu 
einer gesellschaftlichen Kraft 
zu machen, braucht es Arbei-
ter*innenorganisationen – Ge-
werkschaften und sozialistische 
Massenparteien – die über die na-
tionalen Grenzen hinweg Verbin-
dungen schaffen und den Kampf 
gegen die herrschenden Klassen 
führen anstatt sich durch ihre 
jeweiligen Regierungen auf die 
Schlachtbank führen zu lassen.

Nur wenn sowohl in Israel als 
auch in den Palästinenser*in-
nengebieten die prokapitalis-
tischen Führer*innen gestürzt 
und durch Arbeiter*innenre-
gierungen ersetzt werden, ist 
eine demokratische Einigung 
denkbar, die die Form zweier so-

Derzeit wird vom politischen Es-
tablishment, aber auch von Lin-
ken, der Vorwurf des Antisemitis-
mus erhoben, wenn es um Kritik 
an der Politik des Staates Israel 
geht. Als Sozialist*innen kämp-
fen wir für eine Gesellschaft, die 
frei von Unterdrückung und Aus-
beutung ist.
Dieses Ziel ist nur dann erreich-
bar, wenn die Arbeiter*innen ge-
meinsam kämpfen. Spaltung
spielt nur den Herrschenden in 
die Hände. Daher müssen wir 
jegliche Form von Rassismus be-
kämpfen.
Wenn allen jüdischen Menschen 
die Verantwortung für die Unter-
drückung der Palästinenser*in-
nen zugeschoben wird, dann ist 
dies auch antisemitisch, weil 
es unzulässig pauschalisiert. 
Schließlich gibt es viele Jüdin-
nen und Juden, die die Politik des 
Staates Israel nicht unterstützen.

Doch in der öffentlichen Debatte 
wird nicht zwischen Kritik an der 
Politik des Staates Israel und pau-
schalisierten Angriffen auf alle 
Jüdinnen und Juden unterschie-
den. Wenn etwa wütende arabi-
sche Jugendliche eine israelische 
Fahne, die bei einer staatlichen 
Einrichtungen gehisst wurde, 
entfernen, richtet sich dies gegen 
einen Staat, der für die Unterdrü-
ckung der palästinensischen Be-
völkerung verantwortlich ist. 
Das ist nicht antisemitisch. Die 
Bewegung gegen die Unterdrü-
ckung der Palästinenser*innen 
sollte aber diskutieren, ob es 
sinnvoll ist, Parolen und Aktions-
formen zu wählen, die die Wa-
genburgmentalität in Israel ver-
stärken. Gleichzeitig sollte sie die 
Diffamierung und Kriminalisie-
rung von nicht-antisemitischen 
Parolen und Aktionsformen be-
kämpfen.

Antisemitisch?Antisemitisch?

zialistischer Staaten mit einer 
gemeinsame Hauptstadt in Je-
rusalem/Al-Quds als Teil einer 
sozialistischen Föderation im 
Nahen Osten einnehmen könnte 
und in deren Rahmen alle kom-
plizierten Fragen von Grenz-
ziehungen, dem Schicksal der 
Geflüchteten etc. ohne Blutver-
gießen angegangen werden kön-
nen.

Für einen solchen Weg treten die 
Sol und das Komitee für eine Arbei-
ter*inneninternationale (CWI) ein 
und wir laden alle dazu ein, mit uns 
darüber in Diskussion zu treten.

Das bedeutet nicht, auf eine so-
zialistische Lösung in der Zu-
kunft zu warten, sondern heute 
schon einen größtmöglichen und 
massenhaften Widerstand gegen 
den Krieg und die Unterdrückung 
durch den israelischen Staates und 
seiner westlichen Verbündeten 
aufzubauen – aber diesen Wider-
stand mit einer solchen sozialisti-
schen Perspektive zu verbinden.

Für eine demokratische 
Solidaritätsbewegung

Der Aufbau starker Solidaritäts-
bewegungen in Deutschland und 



Organisier‘ dich bei der Sol!

international kann dabei eine 
sehr wichtige Rolle spielen. Eine 
solche Bewegung ist aber nicht 
nur für die Unterstützung des 
Kampfes der Palästinenser*in-
nen wichtig, sondern auch für 
die Verteidigung der Rechte von 
Migrant*innen und der gesamten 
Arbeiter*innenklasse in Deutsch-
land. 

Im Umgang mit der Palästina-
Solidaritätsbewegung werden ge-
rade Präzedenzfälle geschaffen, 
was die Einschränkung demokra-
tischer Rechte, wie dem Recht auf 
Versammlungs- und Meinungs-
freiheit, angeht. Das ist auch eine 
Vorbereitung auf größere soziale 
Proteste und Streiks. Rassismus, 
insbesondere gegen arabische 
Menschen, soll die Arbeiter*in-
nenklasse spalten und gegen-
einander aufbringen, während 
die pro-kapitalistischen Parteien 
über Großangriffe auf die Rente, 
auf Arbeitszeiten und Sozialleis-
tungen diskutieren, Kürzungen 
umsetzen und die Aufrüstung der 
Bundeswehr vorantreiben.

Ein Nein zum Krieg und zur Auf-
rüstung und ein Ja zum Kampf 
für soziale Verbesserungen hier 
und jetzt gehören deshalb zusam-
men. Auch in Deutschland ist die 
Arbeiter*innenklasse die poten-
zielle Kraft, um der Kriegspolitik 
der Bundesregierung Steine in 
den Weg zu legen. In Italien und 
Belgien haben sich Gewerkschaf-
ter*innen schon dem Transport 
von Kriegsmaterial nach Israel 
verweigert. Das ist der richtige 
Weg. Auch wenn wir in Deutsch-

land von solchen Aktionsformen 
noch weit entfernt sind, müssen 
wir die Debatte in die Gewerk-
schaften tragen und uns der pro-
israelischen Politik der heutigen 
Gewerkschaftsführungen ent-
gegen stellen. Gleiches gilt für die 
Partei Die Linke, die leider auch 
keine unmissverständliche Po-
sition einnimmt. Wir brauchen 
aber dringend eine Massenpar-
tei der Arbeiter*innen und sozial 
Benachteiligten, welche sich un-
missverständlich gegen Krieg, 
Unterdrückung und Sozialabbau 
positioniert und die Kämpfe da-
gegen mit einer sozialistischen 
Perspektive führt. Dafür setzt sich 
die Sol in Gewerkschaften, der 
Linken und sozialen Bewegungen 
ein. 

Wir treten auch dafür ein, dass 
sich die Solidaritätsbewegung auf 
einer demokratischen Grundlage 
organisiert und Wege findet, in die 
Gesellschaft und die Arbeiter*in-
nenklasse in Deutschland hinein-
zuwirken.

Dabei sollte es Raum für unter-
schiedliche Vorstellungen und 
Strategien geben, aber gleichzeitig 
sollten auch einige internationa-
listische Prinzipien als gemein-
same Basis definiert werden. Dies 
könnte durch die Bildung breiter 
lokaler Solidaritäts-Komitees und 
die Durchführung einer bundes-
weiten Konferenz geschehen, die 
sich eine gemeinsame Plattform 
geben und einen Vertretungs-
ausschuss wählen. Das wäre ein 
Weg für die Bewegung, sich eine 
demokratische Vertretung zu ge-

ben, die in der Gesellschaft für die 
Solidarität mit den Palästinen-
ser*innen sprechen kann. Der Pa-
lästina-Kongress in Berlin wurde 
skandalöserweise von der Polizei 
aufgelöst. Er hätte aber auch nicht 
solch einen Charakter gehabt, 
wenngleich er ein Ort für wichtige 
Debatten hätte sein können.

Grundpositionen einer solchen 
Bewegung sollten aus unserer 
Sicht beinhalten:

	■ Sofortiges Ende der Angriffe 
auf Gaza und Rückzug der 
israelischen Armee

	■ Ende der Belagerung von 
Gaza und der Besetzung des 
Westjordanlands

	■ Sofortiger Stopp des 
Siedlungsausbaus im 
Westjordanland

	■ Nein zum Terror gegen 
Zivilist*innen

	■ Freilassung aller zivilen 
Geiseln und palästinensischen 
politischen Gefangenen

	■ Ablehnung von jeder 
Form von Rassismus und 
Antisemitismus

	■ Ablehnung der Unterstützung 
der israelischen Regierung 
durch die Bundesregierung 
durch Waffenlieferungen und 
andere Maßnahmen

	■ Kampf gegen die 
Einschränkung 
demokratischer Rechte 
und Verschärfungen des 
Aufenthaltsrechts für 
Migrant*innen im Kontext des 
Gaza-Kriegs

	■ Anerkennung der 
demokratischen und 
nationalen Rechte aller 
Bevölkerungsgruppen 
im Nahen Osten und 
Befürwortung einer breiten 
und demokratischen Debatte 
über eine politische Lösung des 
Nahost-Konflikts

Auf dieser Grundlage könnten 
gemeinsame Proteste organisiert 
werden und Veranstaltungen 
durchgeführt werden, um über die 
Ursachen des Konflikts aufzuklä-
ren und Solidarität gegen Krieg 
und Besatzung zu verbreiten.


